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Satzung der Gemeinde Emkendorf über die Erhebung von Beiträgen für 
die zentrale Abwasserbeseitigung (Abwasserbeitragssatzung) 
 
 
 
Inhalt: 
Satzung vom 05.12.2005, veröffentlicht im Bekanntmachungsblatt Nr. 49 vom 10.12.2005 
1. Änderung vom 24.10.2006, veröffentlicht im Bekanntmachungsblatt Nr. 43 vom 
28.10.2006 
 
 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 28.02.2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 57), der §§ 1, 2, 8 und 9 des Kom-
munalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 10.01.2005 (GVOBI. Schl.-H. S. 27) und des § 20 der Abwassersatzung vom 
02.12.2005 wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 23.10.2006 
folgende 1. Nachtragssatzung zur Abwasserbeitragssatzung vom 05.12.2005 erlassen: 
 
 
§ 1 - Allgemeines 

 
Die Gemeinde betreibt eine zentrale öffentliche Einrichtung für die Schmutzwasserbeseiti-
gung nach Maßgabe des § 4 ihrer Satzung über die Abwasserbeseitigung (Abwassersat-
zung - AWS) in der jeweils geltenden Fassung. 

 
 
§ 2 - Grundsatz der Beitragserhebung, beitragsfähige Aufwendungen 
 
(1 )  Die Gemeinde erhebt, soweit der Aufwand nicht durch Zuschüsse, Abwassergebüh-

ren oder auf andere Weise gedeckt wird, für die Herstellung der zentralen öffentli-
chen Abwasserbeseitigungsanlage Anschlussbeiträge zur Abgeltung der durch die 
Möglichkeit der Inanspruchnahme erwachsenden Vorteile. Die Erschließung von 
Grundstücken in neuen Baugebieten (räumliche Erweiterung der Abwasserbeseiti-
gungsanlage) gilt  als Herstellung zentraler öffentlicher Abwasserbeseitigungseinrich-
tungen. 

 
(2)  Beitragsfähig sind alle Investitionsaufwendungen für die eigenen Anlagen der Ge-

meinde für die zentrale öffentliche Abwasserbeseitigung nach der Abwassersatzung. 
Aufwendungen für Anlagen Dritter (Baukostenzuschüsse) sind beitragsfähig, wenn 
die Gemeinde durch sie dauerhafte Nutzungsrechte an Abwasseranlagen erworben 
hat. 

 
 (3)  Die Erhebung von Beiträgen für den Ausbau sowie für den Umbau zentraler öffentli-

cher Abwasserbeseitigungsanlagen wird von der Gemeinde ggf. in einer besonderen 
Satzung geregelt. 
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§ 3 - Gegenstand der Beitragspflicht 
 
(1 )  Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an eine zentrale öffentliche Abwas-

serbeseitigungsanlage angeschlossen werden können und für die 
 

a) eine bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nutzung festgesetzt ist, sobald 
sie bebaut, gewerblich, industriell oder in vergleichbarer Weise genutzt werden 
dürfen, 

 
b)   eine bauliche, gewerbliche, oder vergleichbare Nutzung nicht festgesetzt ist, 

wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten 
baulichen Entwicklung in der Gemeinde zur Bebauung oder gewerblichen, in-
dustriellen oder vergleichbaren Nutzung anstehen 

 
(2)  Wird ein Grundstück an die zentrale öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage tat-

sächlich angeschlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt sind . 

 
(3)  Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-

rechtlichen Sinne. 
 
 
§ 4 - Beitragsmaßstab für die Schmutzwasserbeseitigung 
 
(1) Der Abwasserbeitrag für die Schmutzwasserbeseitigung wird aufgrund der nach der 

Zahl der Vollgeschosse gewichteten Grundstücksfläche (Vollgeschossmaßstab) er-
hoben 

 
(2) Bei der Ermittlung der gewichteten Grundstücksfläche werden für das erste Vollge-

schoss 100 Prozent und für jedes weitere Vollgeschoss 25 Prozent der Grund-
stücksfläche in Ansatz gebracht.  

 
(3)  Als Grundstücksfläche nach Abs. 2 gilt 
 

a)  bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die Fläche, 
die der Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde zu legen ist, wenn für das 
Grundstück im Bebauungsplan bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt 
ist, 

 
b)  bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes hinausreichen, 

die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese darin bauliche o-
der gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, 

 
c)  bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die innerhalb eines 

im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 34 BauGB), die Gesamtfläche 
des Grundstückes, höchstens jedoch die Fläche, die durch eine Satzung nach § 
34 Abs. 4 BauGB erfasst wird, ansonsten die Fläche zwischen der jeweiligen 
Straßengrenze und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Parallelen 
ohne Rücksicht darauf, ob in der Straße, dem Weg oder Platz eine Leitung ver-
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legt ist. Bei Grundstücken, die nicht an eine Straße, einen Weg oder Platz an-
grenzen (Hinterliegergrundstücke) oder nur durch einen zum Grundstück gehö-
renden Weg mit einer Straße verbunden sind (Pfeifenstielgrundstücke), tritt an 
die Stelle der Straßengrenze die der Straße dem Weg oder Platz zugewandte 
Grundstücksgrenze,  

 
d)  bei Grundstücken, die über die sich nach den Buchstaben a) - c) ergebenden 

Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der 
jeweiligen Straßengrenze bzw. im Falle von Buchstabe c) der der Straße zuge-
wandten Grundstücksseite und einer Parallelen hierzu, die in einer Tiefe ver-
läuft, die der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht; 
als Bebauung im Sinne der vorstehenden Regelungen gelten nicht untergeord-
nete Baulichkeiten wie z.B. Gartenhäuser, Schuppen, Ställe für die Geflügelhal-
tung und dergleichen für den Eigenverbrauch und dgl., anders aber Garagen; 

 
e)  bei Campingplätzen und Freibädern die volle Grundstücksfläche, bei Dauer-

kleingärten, Sportplätzen, Festplätzen und Grundstücken mit ähnlichen Nutzun-
gen wird die Grundstücksfläche nur mit 75 v.H. angesetzt. Für Friedhöfe, auch 
wenn sie mit einer Kirche bebaut sind, gilt Buchstabe f).  

 
f)  bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche 

der an die Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen oder anschließbaren 
Baulichkeiten, denen der Vorteil durch die öffentliche Einrichtung geboten wird, 
geteilt durch den Faktor 0,103, höchstens jedoch die Fläche des Buchgrundstü-
ckes. Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, 
daß ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Bau-
lichkeiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze 
durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grund-
stück erfolgt, 

 
g)  bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststel-

lung eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z.B. Ab-
falldeponie), die Fläche des Grundstücks, auf die sich die Planfeststellung be-
zieht. 

 
(4)  Bei bebauten Grundstücken gem. Abs. 3 Buchst. a) - d), bei denen der nicht bebaute 

Teil der Grundstücksfläche wesentlich größer ist als bei dem Durchschnitt der bebau-
ten Grundstücke im Satzungsgebiet, wird die nach § 4 Abs. 3 zu berücksichtigende 
Grundstücksfläche auf das 11,93-fache der Grundfläche im Sinne von § 19 Abs. 4 
BauNVO begrenzt, wenn die nicht bebaute Grundstücksfläche das 10,93-fache der 
Grundfläche übersteigt. In allen anderen Fällen wird die Grundstücksfläche gemäß 
Abs. 3 Buchst. a) - d) der Beitragsbemessung zugrunde gelegt. Die Grundflächen 
von Gebäuden und selbständigen Gebäudeteilen, die nach Art ihrer Nutzung keinen 
Bedarf nach Anschluss an die Einrichtung haben oder nicht angeschlossen werden 
dürfen, rechnen nicht zur Grundfläche im Sinne von Satz 1; das gilt nicht für die 
Grundfläche von Gebäuden oder selbständigen Gebäudeteilen, die tatsächlich ange-
schlossen sind. Satz 3 ist bei der Ermittlung der Bebauungstiefe (Abs. 3 Buchst. c) 
und d) nicht anzuwenden.  

 
(5) Als Vollgeschoss im Sinne von Abs. 2 gelten alle Geschosse, die nach der Landes-

bauordnung Vollgeschosse sind. Ergibt sich aufgrund alter Bausubstanz, dass kein 
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Geschoss die Voraussetzungen der Landesbauordnung für ein Vollgeschoss erfüllt, 
wird ein Vollgeschoss zu Grunde gelegt.  

 
1. Für Grundstücke, die von einem Bebauungsplan oder einem Bebauungs-

planentwurf, der die Voraussetzungen des § 33 BauGB erfüllt, erfasst sind, 
ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt: 

 
a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen 

Zahl der Vollgeschosse. 
 

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt die tatsächliche Zahl der 
Vollgeschosse.  

 
c) Ist nur die zulässige Höhe von baulichen Anlagen festgesetzt, gilt als 

Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige Höhe geteilt durch 2,3 m, 
wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen kaufmännisch auf- oder abgerun-
det werden. 

 
2. Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse zuge-

lassen oder vorhanden, ist diese zu Grunde zu legen; das gilt entsprechend, 
wenn die höchstzulässige Höhe der baulichen Anlagen überschritten wird. 

 
3. Für Grundstücke oder Grundstücksteile, soweit sie von einem Bebauungs-

plan nicht erfasst sind oder für Grundstücke oder Grundstücksteile, für die ein 
Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die 
Höhe der baulichen Anlagen nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der Vollge-
schosse 

 
a) bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vor-

handenen Vollgeschosse;  
 

b) bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken als zulässige Zahl der 
Vollgeschosse unter Berücksichtigung der in der näheren Umgebung 
überwiegend vorhandenen Zahl der Vollgeschosse. 

 
4. Bei Grundstücken, auf denen Garagen oder Stellplätze zulässig oder vorhan-

den sind, gelten Garagengeschosse als Vollgeschosse; mindestens wird ein 
Vollgeschoss zu Grunde gelegt. 

 
5. Bei Kirchen und Friedhofskapellen wird ein Vollgeschoss zu Grunde gelegt. 
 
6. Bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerb-

lich oder industriell genutzt werden können oder werden, wird ein Vollge-
schoss zu Grunde gelegt. Das gilt für Campingplätze und Freibäder entspre-
chend, es sei denn, aus der Bebauungsmöglichkeit oder Bebauung ergibt 
sich eine höhere Zahl der Vollgeschosse, die dann zu Grunde gelegt wird. 

 
7. Bei Grundstücken, bei denen die Bebauung auf Grund ihrer Nutzung nur un-

tergeordnete Bedeutung hat oder die nur in einer der baulichen oder gewerb-
lichen Nutzung vergleichbaren Art genutzt werden können, insbesondere 
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Dauerkleingärten, Festplätze und Sportplätze, wird abweichend von Abs.2  
25 Prozent der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. 

 
 
§ 5 - Beitragssatz 
 
Der Beitragssatz für die Herstellung der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungs-
anlage beträgt 4,17 Euro je qm gewichteter Grundstücksfläche.  
 
 
§ 6 - Ablösung 
 
Vor Entstehung der Beitragspflicht kann der Beitragsanspruch im Ganzen durch Vertrag 
zwischen dem Beitragspflichtigen und der Gemeinde in Höhe des voraussichtlich entste-
henden Anspruches abgelöst werden. Für die Berechnung des Ablösebetrages gelten die 
Bestimmungen dieser Satzung. 
 
 
§ 7 - Beitragspflichtige 
 
Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentü-
mer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstel-
le des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigen-
tum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigen-
tumsanteil beitragspflichtig. Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich 
Berechtigte sind Gesamtschuldner. 
 
 
§ 8 - Entstehung des Beitragsanspruchs, Nachveranlagung 
 
(1 )  Der Beitragsanspruch entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung der zentralen öf-

fentlichen Abwasserbeseitigungsanlage vor dem Grundstück einschließlich des ers-
ten Grundstücksanschlusses bei Anliegergrundstücken bis zum zu entwässernden 
Grundstück, bei Hinterliegergrundstücken bis zur Grenze des trennenden oder ver-
mittelnden Grundstücks mit der Straße, in der die Leitung verlegt ist  

 
(2)  Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluß, frühestens je-

doch mit der Genehmigung des Ausschlusses nach der Abwassersatzung. 
 
(3)  Ändern sich für ein bebautes Grundstück die für die Beitragsbemessung nach § 4 

Abs. 3 Buchst. f) oder g) sowie die nach § 4 Abs. 4 maßgebenden Umstände und er-
höht sich dadurch der grundstücksbezogene Nutzungsvorteil, entsteht ein dem höhe-
ren Vorteil entsprechender zusätzlicher Beitrag. Dies gilt entsprechend, wenn über 
eine in § 4 Abs. 3 Buchst. c) und d) festgelegte Tiefenbegrenzungslinie hinaus ge-
baut wird. In diesen Fallen entsteht die Beitragspflicht mit dem Beginn der Maßnah-
men, die den höheren Nutzungsvorteil entstehen lassen. 
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§ 9 - Vorauszahlungen 
 
Auf Beiträge können angemessene Vorauszahlungen gefordert werden, sobald mit der 
Ausführung der Maßnahme begonnen wird. § 7 gilt entsprechend. Eine geleistete Voraus-
zahlung ist bei der Erhebung des endgültigen Beitrags gegenüber dem Schuldner des 
endgültigen Beitrags zu verrechnen. 
 
 
§ 10 - Veranlagung, Fälligkeit, Stundung für unbebaute Grundstücke 
 
(1)  Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Be-

kanntgabe des Bescheides fällig. Bei der Erhebung von Vorauszahlungen können 
längere Fristen bestimmt werden. 

 
(2)  Bei unbebauten Grundstücken, die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten 

Ortsteils (§ 34 BauGB) oder des Geltungsbereichs eines Bebauungsplanes (§ 30 
BauGB) liegen, wird der Beitragsanspruch für die Dauer von 3 Jahren nach Entste-
hung der Beitragspflicht zinslos gestundet. Die Stundung erlischt, sobald für das un-
bebaute Grundstück vor Ablauf der Frist eine Baugenehmigung erteilt wird.  

 
 
§ 11 - Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 
 
Die Abgabenpflichtigen haben der Gemeinde jede Auskunft zu erteilen, die für die Fest-
setzung und Erhebung der Abgaben nach dieser Satzung erforderlich ist. Jeder Wechsel 
der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräußerer als auch 
vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen, dieselbe Verpflichtung be-
steht für ihn, wenn beitragsrelevante Nutzungen geschaffen, geändert oder beseitigt wer-
den. Beauftragte der Gemeinde dürfen nach Maßgabe der Abgabenordnung Grundstücke 
betreten, um Bemessungsgrundlagen für die Abgabenerhebung festzustellen oder zu ü-
berprüfen; die Abgabenpflichtigen haben dies zu ermöglichen. 
 
 
§ 12 - Datenverarbeitung 
 
(1 )  Zur Ermittlung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben im Rahmen 

der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen perso-
nenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten, die der Gemeinde aus der Prü-
fung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach dem Baugesetzbuch bekannt gewor-
den sind, sowie aus dem Grundbuch, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbe-
hörde, des Katasteramtes und der Grundstückseigentümerdatei des Amtes Nortorf-
Land durch die Gemeinde zulässig. Die Gemeinde bzw. deren zuständige Verwal-
tung darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln 
lassen und zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung weiterverarbei-
ten. 

 
(2)  Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Abgabenpflichtigen der 

nach Absatz 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Abgabenpflichtigen mit den für 
die Abgabenerhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese 
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Daten zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und 
weiterzuverarbeiten. 

 
 
§ 13 - Ordnungswidrigkeiten 
 
Zuwiderhandlungen gegen Pflichten nach § 11 der Satzung sind Ordnungswidrigkeiten 
nach §18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes. 
 
 
§ 14 - Inkrafttreten 
 
Diese Abgabensatzung tritt rückwirkend zum 1. Januar 2006 in Kraft.  
 
 
Emkendorf, den 24.10.2006 
Der Bürgermeister 
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